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Für rund 48 Millionen Euro wurde an ca. 6.500 Anleger physisches Gold verkauft. Dann wurde die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin) aktiv, denn den Käufern wurde ein Rückkauf des Edelmetalls zu einem Festpreis nach Ablauf einer vertraglichen Frist versprochen. Damit handelt es sich nach Erkenntnis der BaFin um ein Einlagengeschäft im Sinne des Kreditwesengesetzes (KWG), also eine Geldeinlage mit unbedingtem Rückzahlungsanspruch. Ohne entsprechende (ggf. kleine) Banklizenz nach § 32 KWG ist dies verboten.

BaFin-Abwicklung bedeutet meist nachfolgende Anklagen der Staatsanwaltschaft (StA)

Wird gegen § 32 KWG verstoßen, folgt daraus eine Strafbarkeit nach § 54 KWG. Die StA hält sich dann auch wenig mit dem denkbaren Anlegerbetrug auf – es genügt die Initiatoren meist hinter Schloß und Riegel zu sperren (z.B. durch U-Haft) und die Vermittler mit einer Vorstrafe (bis zu zwei Jahre Freiheitsstrafe auf Bewährung nebst Geldauflage) zu versorgen. Die IHK-Zulassungen als Versicherungsmakler, Finanzanlagenberater etc. sind dann absehbar zu entziehen.

Brutalpädagogische Konsequenzen für Vermittler und Initiatoren

Den Anlegern haften aus unerlaubter Handlung (§ 823 II Bürgerliches Gesetzbuch) sämtliche Mitwirkenden als Gesamtschuldner (vgl. §§ 830, 840 BGB). 

Bei sämtlichen „verantwortlichen Stellen“ (Initiatoren, Berater, Mittelverwendungskontrolleur – einschließlich Wirtschafts-, Steuer- und Rechtsberatung) und den Vermittlern bzw. Finanzanlageberatern wird bei einer Strafbarkeit und/oder sogenanntem wissentlichem Pflichtverstoß keine Vermögenschadenhaftpflichtdeckung bestehen. Üblicherweise wird die Kripo – wie in vergleichbaren Fällen – gegen alle Beteiligten ermitteln. Wird dann die Strafbarkeit gerichtlich festgestellt, so ist eine spätere Restschuldbefreiung zum Ding der Unmöglichkeit geworden.

Sachdarlehen sind auch mit Preisgarantie aufsichtsfrei

Sachen – auch Gold und andere Edelmetalle in physischer Form – sind keine Finanzinstrumente nach KWG und können daher von jedermann vermittelt werden. Als Sache können sie auch als Darlehen vergeben werden, beispielsweise Goldmünzen aus Privatbesitz an einen Münzhändler, damit der einen größeren Warenbestand ohne Geldkredit halten kann. Später sind dann gleiche Goldmünzen zur Darlehenstilgung zurückzugeben. Auch eine Preisgarantie – dass der Händler also neben einer Zinszahlung auch für einen Wertverlust einsteht – wäre bei einem Sachdarlehen unschädlich, da dieses ja selbst kein aufsichtspflichtiges Bankgeschäft darstellt.

Bei einem Sachdarlehen können die überlassenen Sachen auch verwertet werden. Wer einem Bäcker 500 Säcke Mehl als Sachdarlehen gibt,  darf sich nicht wundern, wenn er später nur noch leere Säcke findet, weil der Bäcker daraus Brötchen buk, die seine Kunden inzwischen gegessen haben. Wer also ein Golddarlehen gibt, muss damit rechnen, dass dieses völlig legal zu Blattgold verarbeitet und zur Garnierung von Speisen an ein Gourmetrestaurant geliefert wurde. 

Wer aber die Form des Sachdarlehens wählt, um ein Einlagengeschäft zu umgehen, wird mit der vollen Härte der BaFin und der Staatsanwaltschaft rechnen müssen. So beim Ankauf gebrauchter Lebensversicherungen, die planmäßig  sofort beim Versicherer zu Geld gemacht wurden, wodurch es sich tatsächlich um eine Geldeinlage handelte – Folge waren Abwicklungsanordnungen der BaFin und die Insolvenz.

Falsch gestaltetes Sachdarlehen ist verbotenes Einlagengeschäft 

Bei den angeblichen Gold-Sachdarlehen wurde tatsächlich von den Kunden Geld eingezahlt, davon Gold durch den Darlehensnehmer gekauft, das jedoch sofort wieder als Sachdarlehen bei ihm verblieb und gleich wieder zu Geld gemacht werden konnte. Dies z.B. auch, indem das soeben gekaufte und als Darlehen gegebene Gold auf die gleiche Weise an den nächsten Sachdarlehensgeber ebenso kurzzeitig verkauft wurde. Und auch bei der Rückgabe des „Sachdarlehens“ wurde regelmäßig auf die ursprüngliche Geldeinlage abgestellt, wenn dies auch als Preisgarantie für das als Sachdarlehen gegebene Gold dargestellt war. 

Wer es sich so einfach macht, ein Einlagengeschäft als Sachdarlehen zu tarnen, indem die Geldeinlage durch kurzfristige Zwischenschaltung eines Goldkaufs sozusagen „gewaschen“ wird, wird damit die BaFin wenig beeindrucken und muss damit rechnen, dass eine Hundertschaft Polizei bei der nächsten Razzia die Beweise sichert. 

